
pflichteten Bürgern deutlich ge-angeführten gesetzlichen Bestim-als Beispiel erwähnt, daß für einen
macht werden, daß sie die Verwirk­
lichung dieser Maßnahme ernst zu 
nehmen und die Autorität des Auf­
sichtsführenden anzuerkennen ha­
ben.
Der Stellvertreter des Oberbürger­
meisters für Inneres wird weitere 
derartige gemeinsame Beratungen 
in Abständen von einem halben Jahr 
durchführen. Damit ist gewährlei­
stet, daß der Ablauf und der Stand 
der Verwirklichung der gemeinnüt­
zigen Freizeitarbeit in Stralsund 
regelmäßig eingeschätzt, über die er­
zieherischen Ergebnisse informiert 
und über die Beseitigung von 
Schwierigkeiten beraten wird.
Bis zum 29. Februar 1976 wurden 
für 50 Bürger der Stadt Stralsund 
auf der Grundlage der bereits von
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mungen Verpflichtungen zur ge­
meinnützigen Freizeitarbeit ange­
ordnet, davon 26 in Entscheidungen 
des Kreisgerichts Stralsund-Stadt.
Das Kreisgericht erhält unmittelbar 
nach einem Einsatz eine Aufstellung 
darüber, wer von den Verpflichteten 
seinen Einsatz abgeleistet hat, wer 
entschuldigt gefehlt hat und wer un­
entschuldigt dem Einsatz ferngeblie­
ben ist. Dadurch kann das Gericht 
unverzüglich auf das unberechtigte 
Fernbleiben von verpflichteten Bür­
gern reagieren.
Uber die Konsequenzen, die das 
Nichtbeachten der Aufforderung zur 
Verrichtung gemeinnütziger Frei­
zeitarbeit nach sich zieht, hat ein 
Richter des Kreisgerichts Stralsund- 
Stadt einen Beitrag in der „Ostsee- 
Zeitung“ geschrieben. Darin wurde

18jährigen Bürger, der Buchstaben 
von einem Grabstein gestohlen, 
Blumen aus Vorgärten entwendet 
und in Lauben eingebrochen hatte, 
der Vollzug der bei der Verurteilung 
auf Bewährung angedrohten Frei­
heitsstrafe von sieben Monaten an­
geordnet werden mußte, weil er 
während der Bewährungszeit der 
Verpflichtung zur unbezahlten Frei­
zeitarbeit trotz mehrfacher Auffor­
derung hartnäckig nicht nachge­
kommen war. Diese Veröffentlichung 
trug dazu bei, die erzieherische 
Wirkung von gerichtlichen Entschei­
dungen auf solche Bürger zu erhö­
hen, die eine labile Einstellung zu 
ihren gesellschaftlichen Pflichten ha­
ben und das sozialistische oder per­
sönliche Eigentum mißachten.

JOACHIM DIETRICH, Direktor
des Kreisgerichts Stralsund-Stadt

Rechtsprechung

Strafrecht

§ 22 Abs. 2 Ziff. 3 StGB.
1. Die Beihilfe in der ersten Alternative des § 22 Abs. 2 
Ziff. 3 StGB („vorsätzlich einem anderen zu der began­
genen Straftat Hilfe leistet“) stellt eine Form der Teil­
nahme an einer Straftat dar. Sie ist auf die konkrete 
Verwirklichung der Straftat gerichtet, ohne selbst damit 
objektiv und subjektiv Merkmale des Straftatbestandes 
zu verwirklichen. Der Beitrag des Gehilfen kann darin 
bestehen, daß er die Tatausführung erleichtert, fördert 
oder auf andere Weise unterstützt oder die Tat in der 
konkreten Art und Weise ihrer Begehung überhaupt 
erst ermöglicht.
2. Die Beihilfe verlangt in jedem Fall entweder ent­
sprechende Ratschläge, Hinweise, Unterweisungen, Er­
läuterungen über mögliche Varianten des kriminellen 
Vorgehens bzw. andere intellektuelle Unterstützungen 
oder Handlungen, d. h. eine bestimmte tätige Unter­
stützung, wie Absicherung des Tatortes oder der Täter 
vor Entdeckungen, Entgegennahme von durch die Straf­
tat erlangter Beute am Tatort, Hinderung des Geschä­
digten, sich der kriminellen Angriffe zu erwehren.
Im Unterschied dazu unterstützt der Gehilfe nach der 
zweiten Alternative des § 22 Abs. 2 Ziff. 3 StGB die 
Straftat etwa in der gleichen Form, jedoch auf der 
Grundlage einer schon vor deren Beginn ausdrücklich 
zugesagten Art und Weise.
OG, Urteil vom 18. Dezember 1975 — 2b Zst 36/75.

Der Angeklagte ist seit mehreren Jahren als baulei­
tender Monteur der Zwischenbetrieblichen Bauorgani­
sation tätig. Anfang 1975 erfuhr er, daß der in diesem 
Verfahren rechtskräftig verurteilte P. in der Lage sei, 
Heizungsanlagen zu beschaffen. Der Angeklagte er­
klärte P., welche Teile er für eine Heizungsanlage be­
nötige. Daraufhin versprach P., der in einem Material­
lager des VEB Baustoffversorgung tätig war, dieses 
Material zu beschaffen. Der Angeklagte, der sich dar­
über im klaren war, daß P. einen Diebstahl vorhatte, 
vereinbarte als Preis für die Lieferung insgesamt 
2 350 M und zeigte P. den Weg bis zum Übergabe- und 
Lagerort. Bei einer weiteren Rücksprache kamen beide 
überein, daß P. das Diebesgut am 1. April 1975 in den 
späten Abendstunden zum Angeklagten bringen sollte. 
P. wurde jedoch beim Transport des Diebesgutes mit 
einem betriebseigenen Fahrzeug von der Volkspolizei 
gestellt.

Der Angeklagte hat weiterhin während seiner beruf­
lichen Tätigkeit im Februar und März 1975 von einer 
Baustelle des VEB M. einen Plattenheizkörper (162 M), 
eine Milchkanne (30 M) sowie zwischen den Jahren 
1973 und 1975 von verschiedenen anderen Baustellen 
Seines Betriebes sieben Ventile im Werte von insgesamt 
50,05 M und Teile einer Ofenverkleidung (30 M) ent­
wendet.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis­
gericht den Angeklagten wegen mehrfachen Diebstahls 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums sowie wegen 
Beihilfe dazu (Vergehen nach §§ 158 Abs. 1, 161 StGB) 
auf Bewährung, setzte die Bewährungszeit auf zwei 
Jahre fest und verpflichtete ihn, seinen Arbeitsplatz 
nicht zu wechseln. Für den Fall der Nichtbewährung 
wurde eine Freiheitsstrafe von einem Jahr angedroht. 
Der Präsident des Obersten Gerichts hat zugunsten des 
Angeklagten die Kassation des Urteils des Kreisge­
richts beantragt und diesen Antrag auf die Verurtei­
lung wegen Beihilfe zum Diebstahl zum Nachteil so­
zialistischen Eigentums sowie auf die Strafzumessung 
beschränkt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Im Hinblick auf die Beschränkung des Kassationsan­
trags ist von dem festgestellten Sachverhalt und der 
rechtlichen Beurteilung des zweiten Handlungskomple­
xes als mehrfacher Diebstahl zum Nachteil sozialisti­
schen Eigentums nach §§ 158 Abs. 1, 161 StGB auszu­
gehen.
Das Kreisgericht hat die Erfüllung des Tatbestandes der 
Beihilfe zum Diebstahl sozialistischen Eigentums darin 
gesehen, daß sich der Angeklagte gegenüber P. bereit 
erklärt hat, das von ihm gewünschte Material nach dem 
Diebstahl gegen einen vereinbarten Preis abzunehmen. 
Wenn diese Zusage nicht Vorgelegen hätte, wäre der 
Diebstahl nicht begangen worden. Es handelt sich nach 
der Auffassung des Kreisgerichts somit um eine vor­
her zugesicherte Hilfeleistung nach der Tat, die ursäch­
lich für die Durchführung des Diebstahls gewesen sei. 
Dieser Rechtsauffassung ist nicht beizupflichten.
Die Teilnahmeform der Beihilfe gemäß § 22 Abs. 2 Ziff. 3 
StGB besteht darin, daß der Gehilfe vorsätzlich einem 
anderen zu der begangenen Straftat Hilfe leistet oder 
dem Täter nach der Tatausführung vorher zugesagte 
Hilfe leistet
In jedem Fall handelt es sich um eine solche Form der 
Teilnahme, die auf die konkrete Verwirklichung der
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